
396 Neue Justiz 9/80

In der ideologischen Auseinandersetzung mit diesen 
Konzeptionen ist es m. E. notwendig, die neue Qualität des 
Prinzips der souveränen Gleichheit der Staaten im System 
des Völkerrechts herauszuarbeiten und seine neuen recht­
lichen Erscheinungsformen stärker sichtbar zu machen. 
Dabei gehe ich selbstverständlich davon aus, daß eine „ab­
solute“ Souveränität (beispielsweise mit der Konsequenz 
eines „Rechts“ zum Krieg) mit dem gegenwärtigen Völ­
kerrecht unvereinbar ist2 und daß der Inhalt des Souve­
ränitätsprinzips nicht auf die Abgrenzung unterschied­
licher Hoheitsmacht beschränkt werden kann, obwohl es 
diese Funktion weiterhin ausübt.

Das Souveränitätsprinzip in den Beziehungen 
zwischen sozialistischen Staaten

Die neue Qualität des Souveränitätsprinzips wird am 
stärksten in den völkerrechtlichen Beziehungen der sozia­
listischen Staaten untereinander deutlich. „Die Souverä­
nität sozialistischer Staaten ist ihrem sozialpolitischen In­
halt nach die Souveränität der führenden Kraft der sozia­
listischen Gesellschaft, der Arbeiterklasse, die mit ihren 
Verbündeten die Staatsmacht innehat und ausübt. Sie ist 
folglich in ihrem Wesen vom internationalistischen Cha­
rakter der historischen Mission der Arbeiterklasse und 
ihrer Machtausübung bestimmt.“3 Die sozialistische Staats­
macht, die nicht — wie die kapitalistische Staatsmacht — 
Schutzpatron der ungestörten Entfaltung des Privateigen­
tums, sondern Organisator der gesellschaftlichen Produk­
tion auf der Grundlage des sozialistischen Eigentums an 
den Produktionsmitteln ist, kann und muß auch im Ver­
hältnis zu anderen sozialistischen Staaten, die eine gleiche 
Funktion ausüben, eine andere Rolle spielen als im Ver­
hältnis zu kapitalistischen. Staaten.

Das Souveränitätsprinzip in den Beziehungen zwischen 
sozialistischen Staaten beschränkt sich inhaltlich nicht auf 
die friedliche internationale Zusammenarbeit. Auf gleichen 
politischen und ökonomischen Grundlagen beruhend und 
das internationale Element der Arbeiterklasse in sich auf­
nehmend, geht es darüber hinaus. Es orientiert auf die 
Festigung freundschaftlicher Beziehungen zum Nutzen der 
sozialistischen Staaten, ihrer Völker und der sozialistischen 
Staatengemeinschaft sowie auf die Durchsetzung des ge­
setzmäßigen Prozesses der weiteren Annäherung und des 
Zusammenwachsens der sozialistischen Länder und Natio­
nen.

Der sozialistische Internationalismus als Verfassungs­
prinzip jedes einzelnen sozialistischen Staates4 ist zugleich 
das grundlegende Prinzip der völkerrechtlichen Beziehun­
gen der sozialistischen' Staaten untereinander. Er verbindet 
die unterschiedlichen, den konkreten historischen und na­
tionalen Bedingungen entsprechenden Erscheinungsfor­
men der sozialistischen Staatsmacht. Die Souveränität der 
sozialistischen Staaten kann nicht losgelöst vom Prinzip 
des sozialistischen Internationalismus betrachtet werden: 
Das gemeinsame internationale Vorgehen im Kampf ge­
gen den Imperialismus, die gemeinsame Verteidigung des 
Sozialismus, die gegenseitige Hilfe beim Aufbau einer so­
zialistischen Weltwirtschaft sowie die ständige Annäherung 
der sozialistischen Nationen gehören zu den wesentlichen 
Aufgaben eines jeden sozialistischen Staates, sind Wesens­
merkmale seiner Souveränität.

Die sozialistische Souveränität — wiewohl Ausdruck der 
politischen Unabhängigkeit und territorialen Integrität — 
ist funktionell nicht durch Abgrenzung von anderen sozia­
listischen Staaten gekennzeichnet, sondern durch die Or­
ganisation der sozialistischen internationalen Zusammen­
arbeit und des gegenseitigen Beistands. Die Wahrung der 
Souveränität eines sozialistischen Staates ist folglich nicht 
allein dessen eigene Angelegenheit, sondern obliegt auch 
der gesamten sozialistischen Gemeinschaft.5 Dies kommt in 
Art. 5 des Warschauer Vertrags vom 14. Mai 1955 sowie 
vor allem in den Verträgen der sozialistischen Staaten über

Freundschaft, Zusammenarbeit und gegenseitigen Beistand 
zum Ausdruck.®

Die Zusammenarbeit der sozialistischen Bruderstaaten 
wird auf vielseitige Weise, insbesondere auch durch völ­
kerrechtliche Verträge und mit Hilfe von sozialistischen 
internationalen Organisationen, verwirklicht. Sie hat 
durch das Komplexprogramm für die weitere Vertiefung 
und Vervollkommnung der Zusammenarbeit und Ent­
wicklung der sozialistischen ökonomischen Integration der 
RGW-Mitgliedsländer vom 29. Juli 1971, das auf eine 
planmäßige Entwicklung des sozialistischen Weltmarktes 
und der sozialistischen Staatengemeinschaft im Rahmen 
des RGW orientiert, eine langfristige inhaltliche Bestim­
mung erhalten.

Die Pflicht zur friedlichen internationalen 
Zusammenarbeit

Wie die Deklaration der Vereinten Nationen über die Prin­
zipien des Völkerrechts, betreffend die freundschaftlichen 
Beziehungen und die Zusammenarbeit zwischen den Staa­
ten in Übereinstimmung mit der Charta der Vereinten 
Nationen, vom 24. Oktober 19707 und die Definition des 
Prinzips der souveränen Gleichheit in der Schlußakte der 
Konferenz von Helsinki über Sicherheit und Zusammen­
arbeit in Europa vom 1. August 19758 beweisen, ist auch 
im allgemeinen Völkerrecht eine positive inhaltliche Be­
stimmung des Souveränitätsprinzips erfolgt: Die Pflicht 
zur friedlichen internationalen Zusammenarbeit ist als be­
stimmendes Element in die Definition der souveränen 
Gleichheit aufgenommen worden.9 Es ist deshalb unzutref­
fend, zwischen einem Völkerrecht der Koexistenz und 
einem Völkerrecht der Kooperation zu unterscheiden, sie 
einander entgegenzusetzen und das Völkerrecht der Koope­
ration mit einem weitgehenden Verzicht auf Souveränität 
zu koppeln oder Kooperation am Modell der sog. Europäi­
schen Gemeinschaften zu orientieren, wie dies in der bür­
gerlichen Literatur häufig versucht wird.10

Es bedarf keiner großen Untersuchungen, um festzu­
stellen, daß die Existenz souveräner Staaten heute ohne 
die Pflicht zur friedlichen Zusammenarbeit nicht mehr 
gedacht werden kann. Ein Souveränitätsmodell, das sich 
auf die bürgerliche laissez-faire-Vorstellung reduziert, wi­
derspricht dem geltenden Völkerrecht und ist praktisch 
nicht mehr möglich. Es ließe sich weder mit dem Verbot 
der Anwendung oder Androhung von Gewalt (Art. 2 
Ziff. 4 der UN-Charta) noch mit dem Selbstbestimmungs­
recht der Völker vereinbaren. Trotz der Deformierung 
durch den Imperialismus treten heute immer deutlicher 
gemeinsame Interessen der Völker in den internationalen 
Beziehungen hervor. Dem entsprechen im Völkerrecht in­
haltlich neue, der individualistischen bürgerlichen Denk­
weise und Regelung entgegengesetzte, auf die Realisie­
rung gemeinsamer isiele gerichtete Regelungen. Sie schrän­
ken die Souveränität der Staaten nicht ein, sondern er­
möglichen ihre gleichberechtigte Ausübung. Dafür einige 
Beispiele:

Das Offene Meer (Hohe See) wurde im bürgerlichen 
Rechtsdenken im Grunde entweder als Eigentum einzelner 
Staaten oder als „herrenlose Sache“ (res nullius) behan­
delt. Die Freiheit des Meeres gewährte jedem das Recht, 
auf dem Meer zu tun und zu lassen, was ihm beliebte. Die 
Vorstellung, daß es eigentlich keiner weiteren Regelung 
bedürfe, erwies sich schnell als illusionär. Schon die Kon­
vention über das Offene Meer vom 29. April 195811 be­
schränkte sich darauf, die Freiheiten in einem Artikel zu 
benennen. Alle anderen Artikel aber und viele spezielle 
Konventionen' enthalten detaillierte Regeln, die den Ge­
brauch dieser Freiheiten sorgfältig regeln und eingrenzen. 
Immer neue Konventionen sind notwendig geworden, um 
den Gebrauch überhaupt zu ermöglichen. Das Fehlen einer 
den einzelnen Staat schützenden Regelung hat dazu ge­
führt, daß nach dem kapitalistischen Prinzip der freien


